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Wir müssen Ordnung in Liechtenstein schaffen, nicht in Europa 
Auch in der FBP Ruggell stellte der EWR das zentrale Thema dar - Nomination von Gemeindekassier Joseph Büchel für eine weitere Landtagsperiode 

Die Nominationsveranstaltung der 
FBP Ruggell wurde zu einem hervorra
genden Auftakt für die noch folgenden 
Versammlungen. Die Sorge der Bürge
rinnen und Bürger zum EWR und die 
damit zusammenhängende Unsicherheit 
kamen dabei vor allem zum Ausdruck. 
Aber auch die Abstimmung über die 
8-Prozent-Klausel und die Vergabe von 
Darlehen aus der Pensionskasse an ei
nen Landesangestellten gaben reichlich 
Anlass zu hitzigen Diskussionen. Nebst 
den 90 Besucherinnen und Besuchern 
durfte Obmann Pius Büchel Parteipräsi
dent Dr. Hansjörg Marxer, Markus 
Büchel, Kandidat für das Amt des Re
gierungschefs, Regierungsrat Wilfried 
Büchel, Vizevorsteher Markus Büchel, 
Parteisekretär Marcus Vogt und die Ge
meinderatsfraktion begrüssen. 

Vor der eigentlichen Nomination 
dankte Obmann Pius Büchel im Namen 
des Ortsgruppenvorstandes Joseph 
Büchel für die geleistete Arbeit  im 
Landtag und im Europarat. Joseph 
Büchel nutzte die Gelegenheit, um die 
Tätigkeit eines Parlamentariers den 
Bürgerinnen und Bürgern näher zu brin
gen und versuchte auch die Aufgaben im 
Europarat zu erklären. Dort  sehe e r  im 
wesentlichen die Chance Goodwill für 
Liechtenstein zu schaffen und wichtige 
Kontakte für unser Land knüpfen zu  
können. Kritik übte der  verdiente Parla-

(Fortsetzung auf Seite 2 )  

Josef Büchel (rechts) wurde von der Ortsgruppe Ruggell f ü r  eine weitere Amtsperiode für  den Landtag nominiert. Unser Bild 
zeigt ihn zusammen mit Markus Büchel, dem FBP-Kandidaten für das A m t  des Regierungschefs, der ebenfalls aus Ruggell 
stammt und in einer Ortsgruppe den Auftakt für  die Vorstellungsrunde gab. (Bild: Beat Schürte) 

Massnahmen zur Eindämmung des Ausgabenwachstums im Staatshaushalt 
Regierung anerkennt den Ernst der Lage ß r  die Staatsfinanzen - Bericht a u f  eine FBP-Interpellation zur Entwicklung der Finanzen 

(G. M.) - Die Finanzpolitik der Regie
rung stand in den letzten Jahren immer 
wieder im Kreuzfeuer der Kritik. Höhe
re Wachstumsraten bei den Ausgaben 
als bei den Einnahmen, Abbau von Re
serven in Zeiten der Hochkonjunktur, 
Finanzplanung mit der Tendenz zur Ver
schuldung - das waren die Stichworte, 
die immer wieder zu finanzpolitischen 
Debatten führten. Nun liegt ein Bericht 
der Regierung auf eine FBP-Interpella
tion vor, der die Sorgen der FBP-Frakti-
on bestätigt. 

«Es gilt daher», fasst die Regierung in 
ihrem Bericht die künftige Marschrich
tung der  Finanzpolitik zusammen, «alle 
vertretbaren Massnahmen zur Eindäm
mung des Ausgabenwachstums und zur 
Verbesserung der Ertragsquellen wahr
zunehmen, die Investitionsvorhaben 
nach Prioritäten einzustufen und mögli
che Verschiebungen konsequent auszu
schöpfen, damit die Gesunderhaltung 
des Staatshaushalts beibehalten werden 

kann und die vorteilhaften Rahmenbe
dingungen auch in Zukunft erhalten 
werden können.» Die  Regierung ist sich 
bewusst, dass «neue Aufgaben zur Erfül
lung anstehen» und auch «aus d e r  Inte
gration Europas gewichtige Veränderun
gen zu erwarten sind, die an den  Staats
haushalt hohe Anforderungen stellen 
werden.» Bisher war dieser Aspekt in 
den  positiven Verlautbarungen der R e 
gierung zum EWR-Beitritt nicht enthal
ten, zumindest nicht in dieser Deutlich
keit erwähnt. 

Die FBP-Interpellation, die schon am 
12. Dezember 1991 im Landtag einge
reicht worden war, nahm Bezug auf die 
Finanzplanung de r  Regierung für die 
Jahre 1992 - 1996. FBP-Fraktionsspre-
cher Dr. Ernst Walch führte bei der  
Überweisung der  Interpellation an die 
Regierung aus, dass der  «Finanzhaushalt 
des Staates in eine unerwünschte Über
schuldung abgleitet», womit sich die 
FBP-Fraktion nicht abfinden könne. Die 

FBP-Fraktion, die in den letzten Jahren 
mehrfach in dieser Richtung intervenier
te, vermisste im Finanzplan auch kon
krete Vorschläge der Regierung zur Ge
gensteuerung und zur Sanierung der sich 
abzeichnenden Fehlbeträge. 

Nach dem Finanzplan der  Regierung 
würden bei planmässiger Verwirkli
chung aller Projekte am Ende  der  Pla
nungsperiode praktisch keine Reserven 
mehr vorhanden sein, was die FBP-Frak
tion zur Frage veranlasste, was die Re
gierung als Ausgleich oder  zur Verhinde
rung zu tun gedenke. In ihrem Bericht 
an den Landtag bestätigt die Regierung 
die Befürchtungen der  FBP-Fraktion: 

«Ohne erhebliche Verbesserung» der  
Einnahmequellen und ohne Abbau von 
erheblichen Aufwendungen im Lei-
stungsbereich werden sich in der  Ge
samtrechnung grosse Finanzierungsfehl
beträge abzeichnen, sofern die Finanzzu

weisungen an die Gemeinden in bisheri
ger Höhe beibehalten, die dringendsten 
Erneuerungen im Strassenbau auszu
führen sind, der  Ausbau der Fernmelde
anlagen der Verkehrszunahme entspre
chend wahrzunehmen ist und die Inve
stitionsbeiträge an Bauvorhaben Dritter 
in bisherigem Umfang zu leisten sind.» 

Damjt deutet die Regierung unmiss-
verständlich an, in welchen Bereichen 
gespart werden soll, damit eine Ver
schuldung vermieden werden kann. Die 
Mittel des allgemeinen Reservefonds, 
des Krisenfonds und des Schuldentil
gungsfonds mit einem Vermögensstand 
von rund 16,9 Mio. Fr. sollen nach dem 
Regierungsbericht als «eiserne Reserve» 
beibehalten werden. Nach Ende des 
Rechnungsjahres 1991 belief sich das 
Kapital der  staatlichen Reservefonds 
noch auf 151,7 Millionen Franken. Im 
Vergleich zum Vorjahr haben sich die 
Fondsreserven allerdings um 16,4 Millio
nen Franken verringert. 

Rheinbrücke in Triesen: Aufgeschoben, aber nicht aufgehoben 
Die geplante Fussgänger- und Radfahrerbrücke kann aufgrund einer Entscheidung auf  Schweizer Seite vorerst nicht realisiert werden 

(mö) - Die geplante Fussgänger- und 
Radfahrerbrücke Uber den Rhein, die 
aus Anlass des Jubiläums «650 Jahre 
Grafschaft Vaduz» wieder eine Verbin
dung zwischen Triesen und seinen Nach
bargemeinden Sevelen und Wartau 
schaffen sollte, kann aufgrund eines Ent
scheids des kantonalen Baudepartemen-
tes St. Gallen in naher Zukunft nicht 
realisiert werdend In Triesen ist deswe
gen die Projektidee aber noch nicht ge
storben, heisst es im neuen Mitteilungs
blatt der Gemeinde, das am Wochenen
de veröffentlicht wurde. 

Mit der  neuen Verbindung sollen ins
besondere die gutnachbarlichen Bezie
hungen über den Rhein dokumentiert 
bzw. gefestigt werden. In diesem Sinne 
ist auch beabsichtigt, dass die Kosten j e  
zur Hälfte von der Liechtensteiner und 
der Schweizer Seite getragen werden. 
Angesichts ihrer angespannten Finanzla
ge ersuchten die Gemeinden Sevelen 
und Wartau das kantonale Baudeparte
ment um Abklärung der  Frage, ob der 
Kanton in Anwendung entsprechender 

Bestimmungen des Strassengesetzes be
reit wäre, einen Beitrag an das Projekt 
zu leisten. 

Radwegplanung liegt noch nicht vor 
Der  Vorsteher des Baudepartementes, 

Regierungsrat Dr. Willy Geiger, liess in
zwischen den Seveler Gemeinderat wis
sen, dass die Frage einer finanziellen 
Mitbeteiligung des Kantons derzeit nicht 
beantwortet werden könne. In seinem 
Schreiben, das im neuen Triesner Infor
mationsblatt abgedruckt ist, teilte der 
Regierungsrat mit, dass laut Strassenge-
setz ein Staatsbeitrag von vorneherein 
nur in Betracht gezogen werden könne, 
wenn die in Frage stehende Wegverbin
dung von kantonaler oder regionaler Be
deutung sei. Die Radwegplanung für die 
Region Werdenberg liege indessen noch 
nicht vor. Es  stelle sich auch die Frage, 
ob es sinnvoll wäre, das betroffene Ge
biet Cholau, das zu einem schützenswer
ten Lebensraum gehöre, durch eine bes
sere Verkehrserschliessung zusätzlich zu 
belasten. Schliesslich müsse Klarheit be
stehen, hält Regierungsrat Dr. Geiger 

fest, o b  die geplanten Rheinkraftwerke 
gebaut würden oder nicht. 

Abschliessend heisst es im Schreiben 
wörtlich: «Sollte die Idee später wieder 
aufgenommen werden, müsste auch eine 

zuverlässige Kostenschätzung vorliegen, 
zumal die Mittel, die uns ganz allgemein 
für Zwecke des Strassenbaues zur Verfü
gung stehen, vom Grossen Rat immer 
mehr zugunsten des Strassenunterhalts 
gekürzt werden». 

Liegt ein Fall von 
Amtsmissbrauch vor? 

Die GeschäftsprUfungskommis-
sion des Landtags steht vor einer 
schwierigen Aufgabe. In den näch
sten Wochen hat sie nochmals den 
Fall der Darlehensgewährung aus 
der  Pensionskasse der Staatsange
stellten zu untersuchen, einen um
fassenden Bericht Uber die Angele
genheit zu verfassen und auch 
Dokumente vorzulegen. Im Fall 
Pensionskasse geht es  nicht um 
einen Pappenstiel, sondern um die  
Summe von 950 000 Franken. 

Wie aus dem Bericht de r  Regie
rung an  den  Landtag hervorgeht, 
ha t  sich Regierungschef Hans Brun-
hart für die Darlehensgewährung in 
dieser Höhe stark gemacht, nach
dem die Banken in dieser' Angele
genheit zu wenig Sicherheiten 
sahen, um eine derartige Summe als 
Hypothek auszugeben. Nicht nur 
wurden Gesetze der Darlehens
gewährung verletzt, obwohl der 
Finanzminister über die Ablehnung 
d e r  Banken informiert war, sondern 
auch die Richtlinien der Pensions
kasse nicht eingehalten. 

Regierungschef Brunhart hat  sich, 
so kann aus d e m  Bericht der  Regie
rung geschlossen werden, über  die 
Bedenken und über  Anträge der Fi
nanzkontrolle hinweggesetzt, wel
che die Regierung darauf aufmerk
sam machte, dass keine konkrete 
Rechtsgrundlage für die Gewährung 
von Darlehen an  Versicherte enthal
ten  sei. Anders kann eine Passage 
im Regierungsbericht, der  in vielen 
Teilen sehr oberflächlich erscheint, 
nicht verstanden werden: «Der 
Ressortchef «Finanzen» (der Name 
Regierungschef Hans Brunhart wird 
sorgfältig' vermieden) nahm zur 
Stellungnahme der  Finanzkontrolle 
in einer Aktennotiz zu Händen de r  
Regierung Stellung. E r  stellte sich 
au f  den Standpunkt, dass, nachdem 
de r  ganze Sachverhalt der  Regie
rung bekannt gewesen sei, eine neu
erliche Befassung in de r  Regierung 
nicht zielführend sei.» 

FBP-Fraktionssprecher Dr. Ernst 
Walch erklärte im Landtag, dass die  
FBP-Fraktion an  einer Aufklärung 
de r  Angelegenheit interessiert sei, 
unterstrich aber gleichzeitig, dass 
die Person des Darlehensnehmers 
nicht in den Mittelpunkt gerückt 
werden dürfe. 
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Aus der geplanten Fussgänger- und Radfahrerbrücke zwischen Triesen und Seve-
len/Wartau wird in naher Zukunft nichts, nachdem die Nachbargemeinden seitens des 
Kantons vorerst keine finanzielle Unterstützung erhalten. 
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